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Lastenteilung zu fördern und das moralische Risiko möglichst
gering zu halten, damit Schuldner und Gläubiger auf Dauer
nicht tragbare Schulden gemeinsam rasch und effizient um-
strukturieren können;

20. begrüßt die laufenden Anstrengungen, die unter-
nommen werden, namentlich diejenigen der Bretton-Woods-
Institutionen, um die Schuldentragfähigkeit der Länder mit
niedrigem und mittlerem Einkommen besser zu bewerten, in-
dem unter anderem bessere Instrumente zur Bewältigung
plötzlicher Außeneinwirkungen ausgearbeitet werden und
den landesspezifischen Faktoren Rechnung getragen wird;

21. ersucht den Generalsekretär, der Generalversamm-
lung auf ihrer sechzigsten Tagung über die Durchführung die-
ser Resolution Bericht zu erstatten;

22. beschließt, den Unterpunkt "Internationales Finanz-
system und Entwicklung" unter dem Punkt "Fragen der ma-
kroökonomischen Politik" in die vorläufige Tagesordnung ih-
rer sechzigsten Tagung aufzunehmen.

RESOLUTION 59/223

Verabschiedet auf der 75. Plenarsitzung am 22. Dezember 2004, ohne Abstim-
mung, auf Empfehlung des Ausschusses (A/59/481/Add.3, Ziffer 7)56.

59/223. Auslandsverschuldungskrise und Entwicklung

Die Generalversammlung,
unter Hinweis auf ihre Resolution 58/203 vom 23. Dezem-

ber 2003 über die Auslandsverschuldungskrise und die Ent-
wicklung,

in Bekräftigung des auf der Internationalen Konferenz
über Entwicklungsfinanzierung verabschiedeten Konsenses
von Monterrey57, in dem anerkannt wird, dass eine nachhalti-
ge Schuldenfinanzierung ein wichtiges Element zur Mobili-
sierung von Ressourcen für öffentliche und private Investitio-
nen ist,

unter Hinweis auf die am 8. September 2000 verabschie-
dete Millenniums-Erklärung der Vereinten Nationen58, in der
die Notwendigkeit bekräftigt wird, die Schuldenprobleme der
Entwicklungsländer mit niedrigem und mittlerem Einkom-
men umfassend und wirksam anzugehen,

sowie unter Hinweis auf ihre Resolution 57/270 B vom
23. Juni 2003,

besorgt, dass einige Entwicklungsländer bei ihren Bemü-
hungen um die Erreichung der international vereinbarten Ent-
wicklungsziele nicht ausreichend von der gegenwärtigen Er-
holung der Weltwirtschaft profitiert haben, insbesondere die
hochverschuldeten armen Länder, deren nachhaltige Ent-
wicklung durch die fortbestehenden Schulden- und Schulden-
dienstverpflichtungen beeinträchtigt werden könnte,

unter Begrüßung der weiteren Verlängerung der Befri-
stung der Initiative für hochverschuldete arme Länder, fest-
stellend, dass die Initiative die Förderung der Schuldentragfä-
higkeit in den ärmsten Ländern bezweckt und dass ihre Um-
setzung durch die Vereinfachung der Auflagen gestärkt wer-
den könnte, in diesem Zusammenhang betonend, dass sicher-
gestellt werden muss, dass Entschuldung kein Ersatz für an-
dere Finanzierungsquellen ist, ferner in Anerkennung der
Fortschritte bei der Umsetzung der Initiative59 und unter Be-
grüßung der Aufforderung in dem vom gemeinsamen Ent-
wicklungsausschuss des Internationalen Währungsfonds und
der Weltbank am 2. Oktober 2004 herausgegebenen Kommu-
niqué60, worin allen Gläubigern dringend nahe gelegt wird,
sich an der Initiative zu beteiligen,

1. nimmt Kenntnis von dem Bericht des Generalsekre-
tärs61;

2. betont, dass Gläubiger und Schuldner gemeinsam
die Verantwortung für die rechtzeitige und effiziente Verhü-
tung und Überwindung untragbarer Verschuldungssituatio-
nen übernehmen müssen, betont die Notwendigkeit, sie auch
weiterhin in den entsprechenden internationalen Foren zu-
sammenzubringen, und erklärt in diesem Zusammenhang er-
neut, dass das internationale Finanzsystem sowie verstärkte
öffentliche und private Außenfinanzierung und ausländische
Direktinvestitionen Schlüsselelemente für eine dauerhafte
Lösung sind;

3. betont, dass Schuldenerleichterungen eine entschei-
dende Rolle bei der Freisetzung von Mitteln spielen können,
die dann für Maßnahmen zur Beseitigung der Armut, zur Her-
beiführung eines dauerhaften Wirtschaftswachstums und ei-
ner nachhaltigen Entwicklung sowie zur Erreichung der inter-
national vereinbarten Entwicklungsziele, einschließlich der in
der Millenniums-Erklärung der Vereinten Nationen58 enthal-
tenen Ziele, verwendet werden sollten, und fordert die Länder
in diesem Zusammenhang nachdrücklich auf, die durch
Schuldenerleichterung, insbesondere durch die Streichung
und Reduzierung von Schulden, freigesetzten Mittel für diese
Ziele zu verwenden;

4. betont außerdem, dass die Schuldentragfähigkeit
vom Zusammenwirken zahlreicher Faktoren auf internationa-
ler und nationaler Ebene abhängt, unterstreicht, dass für die
endgültige Beurteilung der Schuldentragfähigkeit nicht aus-
schließlich ein einziger Indikator herangezogen werden sollte,
erkennt in diesem Zusammenhang zwar die Notwendigkeit
an, transparente und vergleichbare Indikatoren heranzuzie-
hen, betont jedoch gleichzeitig, dass die landesspezifischen
Gegebenheiten und die Auswirkungen externer Schocks bei
Schuldentragfähigkeitsanalysen berücksichtigt werden soll-
ten, und bittet den Internationalen Währungsfonds und die
Weltbank, bei ihrer Bewertung der Schuldentragfähigkeit den

56 Der in dem Bericht empfohlene Resolutionsentwurf wurde von dem
Stellvertretenden Vorsitzenden des Ausschusses vorgelegt.
57 Bericht der Internationalen Konferenz über Entwicklungsfinanzie-
rung, Monterrey (Mexiko), 18.-22. März 2002, Kap. I, Resolution 1, An-
lage.
58 Siehe Resolution 55/2.

59 Fünfzehn Länder haben den Abschlusspunkt erreicht, und siebenund-
zwanzig Länder haben erhebliche Mittel vom Schuldendienst für Sozial-
ausgaben umgewidmet.
60 Siehe IMF Survey, Vol. 33, Nr. 18 (11. Oktober 2004). Auch unter
www.imf.org/imfsurvey im Internet verfügbar.
61 A/59/219.
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grundlegenden Veränderungen Rechnung zu tragen, die unter
anderem durch Naturkatastrophen, Konflikte und Verände-
rungen der globalen Wachstumsaussichten oder der Aus-
tauschrelationen verursacht werden, insbesondere bei den
rohstoffexportierenden Entwicklungsländern;

5. stellt mit Besorgnis fest, dass trotz der erzielten Fort-
schritte einige Länder nach Erreichung des Abschlusspunkts
der Initiative für hochverschuldete arme Länder keine dauer-
hafte Schuldentragfähigkeit herbeiführen konnten, betont,
wie wichtig es ist, die verantwortliche Kreditvergabe und
-aufnahme zu fördern, und dass es notwendig ist, diesen Län-
dern bei der Verwaltung ihrer Kredite behilflich zu sein und
eine Anhäufung untragbarer Schulden zu vermeiden, nament-
lich durch den Einsatz von Zuschüssen, und begrüßt in diesem
Zusammenhang die laufenden Arbeiten des Internationalen
Währungsfonds und der Weltbank zur Entwicklung zukunfts-
orientierter Rahmenbedingungen für die Schuldentragfähig-
keit der hochverschuldeten armen Länder und der Länder mit
niedrigem Einkommen sowie die aktuelle Diskussion zu an-
deren Initiativen mit dem Ziel, die langfristige Schuldentrag-
fähigkeit zu gewährleisten, so auch durch die Reduzierung
oder Streichung von Schulden, wobei sie gleichzeitig betont,
dass die finanzielle Integrität der multilateralen Finanzinstitu-
tionen gewahrt bleiben muss;

6. betont die Notwendigkeit, dass die Weltbank und der
Internationale Währungsfonds die Gesamtauswirkungen des
Rahmens für die Länder mit niedrigem Einkommen weiter
beobachten, fordert Transparenz bei der Erstellung der Be-
wertungen der Politik und der Institutionen der einzelnen
Länder und begrüßt die Absicht, die von der Internationalen
Entwicklungsorganisation erstellten länderspezifischen Lei-
stungsbewertungen, die Bestandteil des Rahmens sind, offen-
zulegen;

7. bekräftigt die Notwendigkeit, dass alle Gläubiger,
namentlich im Pariser und Londoner Club und in anderen ein-
schlägigen Foren, nach Bedarf Entschuldungsmaßnahmen
energisch und zügig vorantreiben, und begrüßt andere bilate-
rale Initiativen, die mit dem Ziel des Verschuldungsabbaus
unternommen wurden, um so zur Schuldentragfähigkeit bei-
zutragen und die nachhaltige Entwicklung zu erleichtern;

8. wiederholt die in der Millenniums-Erklärung enthal-
tene Aufforderung an die entwickelten Länder, das erweiterte
Entschuldungsprogramm für die Initiative für die hochver-
schuldeten armen Länder abzuschließen und seine vollständi-
ge Finanzierung sicherzustellen;

9. anerkennt und befürwortet die Bemühungen der
hochverschuldeten armen Länder und fordert sie auf, ihre in-
nerstaatlichen Politiken und ihr Wirtschaftsmanagement unter
anderem durch Armutsbekämpfungsstrategien weiter zu ver-
bessern und ein der Entwicklung des Privatsektors, dem Wirt-
schaftswachstum und der Armutsbekämpfung förderliches in-
nerstaatliches Umfeld zu schaffen, wozu ein stabiler makro-
ökonomischer Rahmen, transparente und rechenschafts-
pflichtige Systeme für öffentliche Finanzen, ein gesundes
Wirtschafts- und ein berechenbares Investitionsklima gehö-
ren, und bittet in diesem Zusammenhang alle Gläubiger, pri-
vate wie öffentliche, diese Bemühungen zu fördern, etwa

durch die weitere Beteiligung an der Durchführung von Ent-
schuldungsmaßnahmen im Rahmen der erweiterten Initiative
für hochverschuldete arme Länder und die fortgesetzte Bereit-
stellung einer angemessenen und ausreichend konzessionären
Finanzierung durch die internationalen Finanzinstitutionen
und die Gebergemeinschaft;

10. betont, wie wichtig es ist, dass die Auswahlkriterien
der erweiterten Initiative für hochverschuldete arme Länder
weiterhin flexibel angewandt werden, insbesondere für Län-
der in Postkonfliktsituationen, und dass es geboten ist, die Be-
rechnungsverfahren und -hypothesen, die der Analyse der
Schuldentragfähigkeit zugrunde liegen, weiter zu prüfen;

11. betont außerdem, dass es erforderlich ist, eine Lö-
sung für die Schuldenprobleme der hochverschuldeten Län-
der mit niedrigem und mittlerem Einkommen, die nicht für ei-
ne Entschuldung im Rahmen der Initiative für hochverschul-
dete arme Länder in Betracht kommen, zu finden, und befür-
wortet in diesem Zusammenhang weiter die Sondierung von
Mechanismen zur umfassenden Bewältigung der Schulden-
probleme dieser Länder, die nach Bedarf Schuldenerlasse ge-
gen Förderung der nachhaltigen Entwicklung oder Schulden-
umwandlungsvereinbarungen mit mehreren Gläubigern um-
fassen können; 

12. nimmt Kenntnis von der Einsicht, dass die Schulden
einiger Schuldnerländer, die nicht Teil der Initiative für hoch-
verschuldete arme Länder sind, untragbar sind und dass um-
sichtige und geeignete Schritte erforderlich sind, um diese
Probleme anzugehen, begrüßt in diesem Zusammenhang den
Evian-Ansatz des Pariser Clubs und fordert die Gläubigerlän-
der auf, sicherzustellen, dass stärker auf den Einzelfall zuge-
schnittene Umschuldungsmaßnahmen nur bei unmittelbar
drohendem Verzug gewährt und von den Schuldnerländern
nicht als Alternative zu teureren Finanzierungsquellen ange-
sehen werden und dass diesen Ländern eine Schuldenbehand-
lung zuteil wird, die den Schwächen ihrer Finanzsysteme so-
wie dem Ziel, eine langfristige Schuldentragfähigkeit zu ge-
währleisten, Rechnung trägt;

13. bittet die Geberländer, unter Berücksichtigung der
länderspezifischen Schuldentragfähigkeitsanalysen ihre Be-
mühungen um die Aufstockung der bilateralen Zuschüsse für
Entwicklungsländer als möglichen Beitrag zur mittel- bis
langfristigen Schuldentragfähigkeit fortzusetzen, erkennt an,
dass die Länder in der Lage sein müssen, unter Aufrechterhal-
tung der Schuldentragfähigkeit Investitionen zu tätigen, unter
anderem in das Gesundheits- und das Bildungswesen, und be-
tont in diesem Zusammenhang die Notwendigkeit, durch ent-
sprechende Schritte dafür Sorge zu tragen, dass die für Schul-
denerleichterungen bereitgestellten Mittel nicht zu Lasten der
öffentlichen Entwicklungshilfemittel gehen;

14. begrüßt die Bemühungen der internationalen Ge-
meinschaft um Flexibilität und betont die Notwendigkeit, die-
se Bemühungen fortzusetzen, wenn es darum geht, den Ent-
wicklungsländern in Postkonfliktsituationen, insbesondere
denjenigen, die hochverschuldet und arm sind, bei ersten
Wiederaufbaumaßnahmen im Hinblick auf ihre wirtschaftli-
che und soziale Entwicklung behilflich zu sein;
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15. nimmt Kenntnis von den laufenden Arbeiten an ei-
nem umfassenderen Konzept für die Umstrukturierung staat-
licher Schulden, unterstützt die zunehmende Anwendung von
Umschuldungsklauseln bei der Emission internationaler An-
leihen und legt den führenden Anleihen emittierenden Län-
dern und dem Privatsektor eindringlich nahe, wesentliche
Fortschritte bei der Erstellung eines wirksamen Verhaltensko-
dexes zu erzielen, eingedenk der Notwendigkeit, eine Notfi-
nanzierung in Krisenzeiten nicht auszuschließen, eine faire
Lastenteilung zu fördern und das moralische Risiko möglichst
gering zu halten, damit Schuldner und Gläubiger auf Dauer
nicht tragbare Schulden gemeinsam rasch und effizient um-
strukturieren können;

16. begrüßt die Anstrengungen der internationalen Ge-
meinschaft und fordert sie ferner auf, den Aufbau institutio-
neller Kapazitäten zur Bewirtschaftung finanzieller Vermö-
genswerte und Verbindlichkeiten in den Entwicklungsländern
und den Transformationsländern zu unterstützen und das
nachhaltige Schuldenmanagement als festen Bestandteil na-
tionaler Entwicklungsstrategien zu stärken;

17. bittet die Handels- und Entwicklungskonferenz der
Vereinten Nationen, den Internationalen Währungsfonds und
die Weltbank, in Zusammenarbeit mit den Regionalkommis-
sionen, Entwicklungsbanken und -fonds und anderen multila-
teralen Institutionen weiter die Möglichkeit der Schaffung ei-
ner Beratungsgruppe für Auslandsschuldenmanagement zu
untersuchen, um unter Berücksichtigung der bereits durchge-
führten Arbeiten beste Verfahrensweisen zu entwickeln, die
Kohärenz zu fördern und die institutionelle Kapazität der Ent-
wicklungsländer für Schuldenmanagement zu stärken;

18. fordert alle Mitgliedstaaten sowie das System der
Vereinten Nationen auf und bittet die Bretton-Woods-Institu-
tionen sowie den Privatsektor, geeignete Maßnahmen und In-
itiativen zu ergreifen, um die Verpflichtungen, Übereinkünfte
und Beschlüsse der großen Konferenzen und Gipfeltreffen der
Vereinten Nationen, insbesondere soweit sie die Frage des
Auslandsverschuldungsproblems der Entwicklungsländer be-
treffen, umzusetzen;

19. ersucht den Generalsekretär, der Generalversamm-
lung auf ihrer sechzigsten Tagung einen Bericht über die
Durchführung dieser Resolution vorzulegen, der eine umfas-
sende und sachbezogene Analyse der Auslandsverschul-
dungs- und Schuldendienstprobleme der Entwicklungsländer
einschließt;

20. beschließt, den Unterpunkt "Auslandsverschul-
dungskrise und Entwicklung" unter dem Punkt "Fragen der
makroökonomischen Politik" in die vorläufige Tagesordnung
ihrer sechzigsten Tagung aufzunehmen.

RESOLUTION 59/224

Verabschiedet auf der 75. Plenarsitzung am 22. Dezember 2004, ohne Abstim-
mung, auf Empfehlung des Ausschusses (A/59/481/Add.4, Ziffer 11)62.

59/224. Rohstoffe

Die Generalversammlung,

unter Hinweis auf ihre Resolutionen 57/236 vom 20. De-
zember 2002 und 58/204 vom 23. Dezember 2003 und unter
Betonung der dringenden Notwendigkeit, ihre vollständige
Durchführung sicherzustellen,

sowie unter Hinweis auf die am 8. September 2000 von
den Staats- und Regierungschefs verabschiedete Millenni-
ums-Erklärung der Vereinten Nationen63,

Kenntnis nehmend von dem auf der Internationalen Kon-
ferenz über Entwicklungsfinanzierung verabschiedeten Kon-
sens von Monterrey64,

sowie Kenntnis nehmend von dem Durchführungsplan des
Weltgipfels für nachhaltige Entwicklung65,

ferner Kenntnis nehmend von dem Aktionsprogramm für
die am wenigsten entwickelten Länder für die Dekade 2001-
201066 und von dem Bericht über die am wenigsten entwickel-
ten Länder für 200467,

unter Hinweis auf das am 14. November 2001 auf der vier-
ten Ministerkonferenz der Welthandelsorganisation verab-
schiedete Arbeitsprogramm von Doha68 und unter Begrüßung
des in diesem Kontext am 1. August 2004 von dem Allgemei-
nen Rat der Welthandelsorganisation verabschiedeten Be-
schlusses69,

Kenntnis nehmend von dem auf der elften Tagung der
Handels- und Entwicklungskonferenz der Vereinten Nationen
verabschiedeten Konsens von São Paulo70, insbesondere von
den Ziffern, die sich auf Rohstoffe beziehen,

sowie Kenntnis nehmend von dem Bericht des Handels-
und Entwicklungsrats über seine einundfünfzigste Tagung71,

in der Erkenntnis, dass die Rohstoffpreise für rohstoffab-
hängige hochverschuldete arme Länder ein wichtiges Ele-
ment sind, um ihre Schuldentragfähigkeit auf lange Sicht zu
erhalten,

Kenntnis nehmend von den in der Erklärung von Rom zur
Welternährungssicherheit und in dem Aktionsplan des

62 Der in dem Bericht empfohlene Resolutionsentwurf wurde von Katar
(im Namen der Mitgliedstaaten der Vereinten Nationen, die Mitglieder
der Gruppe der 77 sind, sowie Chinas) im Ausschuss eingebracht.

63 Siehe Resolution 55/2.
64 Bericht der Internationalen Konferenz über Entwicklungsfinanzie-
rung, Monterrey (Mexiko), 18.-22. März 2002, Kap. I, Resolution 1, An-
lage.
65 Bericht des Weltgipfels für nachhaltige Entwicklung, Johannesburg
(Südafrika), 26. August - 4. September 2002, Kap. I, Resolution 2, Anla-
ge.
66 Siehe A/CONF.191/13, Kap. II.
67 The Least Developed Countries Report, 2004 (Veröffentlichung der
Vereinten Nationen, Best.-Nr. E.04.II.D.27).
68 Siehe A/C.2/56/7, Anlage.
69 Welthandelsorganisation, Dokument WT/L/579. Im Internet unter
http://docsonline.wto.org verfügbar.
70 TD/412, Teil II.
71 Offizielles Protokoll der Generalversammlung, Neunundfünfzigste Ta-
gung, Beilage 15 (A/59/15), fünfter Teil.




